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Frauen und Tourismus 


Frauen spielen sowohl als Beschäftigte als auch als Touristinnen eine 
bedeutende Rolle im Tourismus. Trotzdem werden ihre Interessen häufig 
zu wenig berücksichtigt und sie sind in den Entscheidungsgremien der 
wichtigsten Tourismusuntemehmen und -verbände kaum vertreten. Für 
eine Stärkung der Position von Frauen im Tourismus bieten sich Maß- 
nahmen der Bundesregierung im Bereich der Förderung von Existenz- 
gründungen, bei der Personalpolitik in öffentlich getragenen Verbänden 
und im Rahmen der internationalen Entwicklungszusammenarbeit an. 

Insbesondere im Hotel- und Gaststättengewerbe ist die Arbeitssituation 
für Frauen aufgrund saisonal befristeter und sozialversicherungsloser 
Beschäftigungsverhältnisse sowie wechselnder Arbeitszeiten am frühen 
Morgen und späten Abend sehr schwierig. Es liegt die Vermutung nahe, 
daß die Benachteiligung von Frauen sich hier in doppelter Weise wider- 
spiegelt: Frauen sind gerade in Branchen mit insgesamt niedrigem 
Lohnniveau (z. B. Hotel- und Gaststättengewerbe} stärker vertreten als 
in Branchen mit höherem Lohnniveau (z. B. Automobil- und Chemie- 
industrie}. Innerhalb dieser Branchen wiederum sind sie besonders von 
prekären Beschäftigungsverhältnissen betroffen. 

Nachdem das Reisen noch vor einem Jahrhundert ein männliches Privi- 
leg war, sind in Deutschland inzwischen auch Frauen zahlreich als Tou- 
ristinnen unterwegs. Dabei machen sie jedoch häufig Erfahrungen mit 
der patriarchalisch geprägten Gesellschaft, die die Lust am Urlaub zum 
Frust werden lassen: Anmache im Restaurant, Gewalt gegenüber Frauen 
im öffentlichen Raum und das Überwiegen des männlichen Blicks bei 
der Darstellung der Kultur durch Reiseführer etc. sind nur einige der 
Faktoren. Die Bundesregierung sollte im Dialog mit der Tourismuswirt- 
schaft auf die notwendigen Veränderungen hinwirken. 


I. Frauen als Arbeitende in der Tourismusbranche 
Fördermittel für Existenzgründerinnen im Tourismus 

1. Wie hoch ist der Anteil der von Frauen gestellten Förderanträge an 
der Zahl aller Anträge bei den Förderprogrammen Eigenkapital- 
hilfeprogramm, f ERP-Existenzgründungsprogramm (ERP: European 
Recovery Programme), Existenzgründungsprogramm der Deutschen 
Ausgleichsbank und Kreditprogramm der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau - aufgeschlüsselt nach folgenden Bereichen: 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Familie , Senioren 
Frauen und Jugend vom 22. Juli 1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext. 
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a) Hotel- und Gaststättengewerbe, 

b) Reisebüros, 

c) Reiseveranstalterinnen und Reiseveranstalter, 

d) Urlaub auf dem Bauernhof, 

e) sonstige ausschließlich touristisch genutzte Dienstleistungen? 

Bei der Erfassung der Antragstellungen für die genannten För- 
derprogramme ist der Anteil von Frauen nicht gesondert verfüg- 
bar. 


2. Wie hoch ist der Anteil der bewilligten Förderkredite bei den o. a. 
Förderprogrammen, den Frauen erhalten haben? 


Der Anteil von Frauen an den Bewilligungen von Förderkrediten 
im Tourismusbereich stellt sich am Beispiel des Jahres 1996 wie 
folgt dar: 


ERP -Existenzgründungen 
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Anzahl 

Betrag 

TDM 

Anzahl 

% 

Betrag 

TDM 

% 

Hotel- und Gaststättengewerbe 

960 

159 120,4 

308 

32,1 

52 823,5 

33,2 

Reisebüros/Reiseveranstalter 

67 

3 868,4 

29 

43,3 

1 299,0 

33,6 

Freizeitbereich 

232 

33 780,7 

92 

39,7 

10 611,2 

31,4 

insgesamt 

1 259 

196 769,5 

429 

34,1 

64 733,7 

32,9 
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Hotel- und Gaststättengewerbe 

707 

199 379,1 

275 

38,9 

73 060,1 

36,6 

Reisebüros/Reiseveranstalter 

27 

3 217,9 

14 

51,9 

1 534,7 

47,7 

Freizeitbereich 

139 

34 484,5 

41 

29,5 

10 574,2 

30,7 

insgesamt 

873 

237 081,5 

330 

37,8 

85 169,0 

35,9 


Eigenkapitalhilfeprogramm 
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Anzahl 

Betrag 

TDM 

Anzahl 

% 

Betrag 

TDM 

% 

Hotel- und Gaststättengewerbe 

538 

63 705,5 

186 

34,6 

25 600,4 

40,2 

Reisebüros/Reiseveranstalter 

42 

1 283,6 

18 

42,9 

380,2 

29,6 

Freizeitbereich 

148 

16 201,2 

58 

39,2 

5 703,1 

35,2 

insgesamt 

728 

81 190,3 

262 

36,0 

31 683,7 

39,0 
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Hotel- und Gaststättengewerbe 

728 

160 968,5 

276 

37,9 

60 647,7 

37,7 

Reisebüros/Reiseveranstalter 

27 

3 182,6 

7 

25,9 

610,8 

19,2 

Freizeitbereich 

149 

25 583,5 

35 

23,5 

5 102,2 

20,0 

insgesamt 

904 

189 689,6 

318 

35,2 

66 360,7 

35,0 


Für die Programme der Kreditanstalt für Wiederaufbau liegen 
vergleichbare Aufgliederungen nicht vor. 
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3. Wie hoch ist der Anteil der von Frauen in Anspruch genommenen 
Kreditsumme am Gesamtvolumen der in den o.a. Förderpro- 
grammen vergebenen Kredite? 


Der Anteil von Frauen an der Gesamtheit der Förderfälle in allen 
Wirtschaftszweigen hatte im Jahre 1996 in den o. a. Programmen 
folgende Größenordnung: 

ERP-Existenzgründungsprogramm 
alte Länder 19,7 % 
neue Länder 24,3 % 

Eigenkapitalhilfeprogramm 

alte Länder 20,8 % 
neue Länder 25,6 %. 


4. Wie bewertet die Bundesregierung die derzeitige Beteiligung von 
Frauen an Existenzgründungsprogrammen in der Tourismusbran- 
che im Hinblick auf das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von 
Frauen in der Wirtschaft? 


Die Bundesregierung begrüßt es, daß in der Tourismusbranche 
der Anteil der Frauen bei der Förderung aus den Existenzgrün- 
dungsprogrammen beachtlich über dem Durchschnitt der Ge- 
samtförderung hegt. 


5. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, damit die Zahl 
der Untemehmensgründerinnen in der Tourismusbranche steigt? 

Gibt es spezielle Beratungsbüros für Existenzgründerinnen? 


Die Steigerung der Zahl der Untemehmensgründungen ist ein 
Ziel der Bundesregierung, das weder auf eine bestimmte Branche 
noch allein auf Gründerinnen beschränkt ist. Entsprechend gibt es 
weder branchenspezifische Förderprogramme noch solche, deren 
Nutznießer allein Frauen sind. Frauen und Männer aller Branchen 
haben daher den gleichen Zugang zu den Förderprogrammen des 
Bundes, die sich auf Untemehmensgründungen beziehen. 

Spezielle Beratungsbüros für Existenzgründerinnen auf Bundes- 
ebene gibt es nicht. Allerdings können im Rahmen der Förderung 
von Informations- und Schulungsveranstaltungen, die durch die 
Bundesregierung gefördert werden, reine Existenzgründerinnen- 
seminare gefördert werden. Die Beratungsförderung des Bundes 
gibt auch Beraterinnen, die sich auf die Beratung von Existenz- 
gründerinnen spezialisiert haben, die Möglichkeit, geförderte 
Beratungen anzubieten. 

Darüber hinaus hat die Deutsche Ausgleichsbank eine Info-Linie 
eingerichtet, an die sich Existenzgründerinnen wenden können, 
die sich bei der Beratung durch Banken bezüglich Eigenkapital- 
hilf efördemng nicht adäquat behandelt fühlen. 
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6. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um insbeson- 
dere den von hoher Arbeitslosigkeit betroffenen Frauen in den 
neuen Bundesländern eine Existenzgründung in der Tourismus- 
branche zu ermöglichen? 


Wie bereits zu Frage 5 ausgeführt, hält es die Bundesregierung 
nicht für sachgerecht, das Thema Existenzgründungsförderung 
branchen- oder geschlechtsspezifisch anzugehen. Dies gilt auch 
für die neuen Bundesländer. 

Die Deutsche Ausgleichsbank hat als Förderinstitut des Bundes 
zwischen 1990 und 1996 bundesweit rund 82 000 Existenz- 
gründerinnen mit zinsgünstigen Gründungsdarlehen unterstützt, 
davon den größten Teil in den neuen Bundesländern. Der Anteil 
der Gründerinnen in den neuen Ländern hat sich mit 25,5 % 
(1996) auf deutlich höherem Niveau eingependelt als in den alten 
Ländern (20,4 %). 

Wie aus der Antwort zu Frage 2 hervorgeht, hegt auch 1996 der 
Anteil von Frauen an den bewilligten Anträgen aus dem ERP- 
Existenzgründungsprogramm im Tourismusbereich der neuen 
Länder noch über dem Frauenanteil in den alten Ländern. 

Die Investitionen von Frauen im Hotel- und Gaststättengewerbe 
sind im übrigen überdurchschnittlich hoch: 29,1 % der Frauen 
investierten 1996 bis zu 200 TDM; 43 % der Frauen investierten 
sogar über 500 TDM. 


Frauen in Führungspositionen bei Tourismusinstitutionen und -ver- 
bänden 

7. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteü von 
Frauen in Führungspositionen und im mittleren Management bei 
folgenden öffentüch getragenen oder teilfinanzierten Tourismusin- 
stitutionen: 

a) Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT), 

b) Deutsche Tourismus Marketing GmbH (DTM), 

c) Deutschland Inf ormations und Reservierungs GmbH (DIRG) , 

d) Deutsches Seminar für Fremdenverkehr (DSF), 

e) Öffentliche Forschungseinrichtungen und tourismuswissen- 
schaftliche Institute der Universitäten und Fachhochschulen? 

Die geschlechtsspezifische Personalzusammensetzung der ange- 
sprochenen Tourismusinstitutionen stellt sich gegenwärtig wie 
folgt dar: 

a) Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) 
in der Hauptverwaltung 

2 Vorstände, davon Vorsitz weiblich, 

9 Bereichsleiter/-innen, davon 1 weiblich; 

in den Auslandsvertretungen 

14 Leiter/-innen, davon 1 weiblich, 

10 stellv. Leiter/ -innen, davon 7 weiblich; 

b) Deutsche Tourismus Marketing GmbH 

1 Geschäftsführerin, 

1 Geschäftsführer. 
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Eine eigenständige Organisationseinheit besteht nicht. 

c) Deutschland Informations- und Reservierungsgesellschaft mbH 
(D1RG) 

1 Geschäftsführer, 

7 Mitarbeiter/ -innen, davon 5 weiblich; 

d) Deutsches Seminar für Fremdenverkehr (DSF) 

1 Geschäftsführer, 

8 Mitarbeiter/-innen, davon 6 weiblich; 

e) Öffentliche Forschungseinrichtungen und tourismuswirt- 
schaftliche Institute der Universitäten und Fachhochschulen. 

Hierüber liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


8. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der 
Frauen in Führungspositionen und im mittleren Management bei 
den wichtigsten Verbänden der Tourismuswirtschaft (z.B. Deut- 
scher Fremdenverkehrsverband [DFV] und regionale Tourismus- 
verbände, Bundesverband der deutschen Tourismuswirtschaft 
[BTW], Deutscher Hotel- und Gaststätten verband [DEHOGA], 
Deutscher Reisebüro Verband [DRV], Bundesverband mittel- 
ständischer Reiseuntemehmen [asr]) und Gewerkschaft Nahrung, 
Genuß, Gaststätten? 


Über den Anteil von Frauen in Führungspositionen und im mitt- 
leren Management bei den genannten Tourismusverbänden lie- 
gen der Bundesregierung keine detaillierten Informationen vor. 


9. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß aufgrund des Über- 
wiegens von Männern in Führungspositionen bei den Tourismusin- 
stitutionen und -verbänden in Deutschland von einer durch Männer 
dominierten Wirtschaft gesprochen werden muß? 

Wenn nein, wie bewertet die Bundesregierung das Überwiegen von 
Männern in diesen Führungspositionen? 


Die Bundesregierung bemüht sich im Rahmen ihrer Mitwir- 
kungsmöglichkeiten bei den mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Tourismusinstitutionen, den Anteü von Frauen in Führungsposi- 
tionen zu vergrößern. In Abhängigkeit von der Organisationsform 
als Verein oder als Gesellschaft mit beschränkter Haftung hegt die 
Entscheidung in der Regel jedoch in vollem Umfang bei den Mit- 
gliedern bzw. Gesellschaftern. 

Bei den touristischen Verbänden handelt es sich um unabhängige, 
rechtsfähige Interessenvereinigungen, die ihre Ziele und Auf- 
gaben durch ihre jeweiligen Satzungen im Rahmen des Vereins - 
rechts ausschließüch selbst bestimmen. 

Auch die personelle Besetzung von Führungspositionen obhegt 
der Mitbestimmung der Mitgheder. Die Bundesregierung hat 
außerhalb ihrer Zuständigkeit keinerlei Befugnis, derartige Ent- 
scheidungen zu bewerten, auch wenn eine stärkere Beteiligung 
von Frauen an Führungspositionen im Tourismusbereich wün- 
schenswert ist. 
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Die geringere Repräsentanz von Frauen in Führungspositionen 
bei Tourismusinstitutionen und -verbänden ist nicht spezifisch für 
diese Branche. Die Teilhabe von Frauen an Führungspositionen in 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft hat in den letzten Jahren zwar 
kontinuierlich zugenommen, eine gleichberechtigte Mitwirkung 
ist aber noch nicht gegeben. Mit gesetzlichen Regelungen (z.B. 
dem Zweiten Gleichberechtigungsgesetz des Bundes und dem 
darin enthaltenen Bundesgremienbesetzungsgesetz), mit Modell- 
projekten und bewußtseinsbüdenden Maßnahmen trägt die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu einer gleich- 
berechtigten Teilhabe von Frauen in Führungspositionen bei. 


10. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Personal- 
union von {zumeist männlichen) politischen Mandatsträgem und 
Tourismusverbänden (z.B. DFV, Landesfremdenverkehrsverbände 
Brandenburg und Sachsen, Hotel- und Gaststättenverband Baden- 
Württemberg, Bundesverband der deutschen Tourismuswirtschaft) 
im Hinblick auf ordnungspolitische Gesichtspunkte und auf die 
Trennung zwischen öffentlichen und privaten Aufgaben? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 

Es ist den Verbänden freigestellt, politische Mandatsträger zu 
wählen und mit Funktionen innerhalb ihrer Organisationen zu 
betrauen. 

Für die Tourismusentwicklung in der Gesamtheit ist die Wahr- 
nehmung öffentlicher Aufgaben ebenso maßgeblich wie private 
Interessen, weshalb von den Beteiligten eine sinnvolle Verknüp- 
fung, auch im Rahmen der Organisation Strukturen, angestrebt 
wird. 


1 1 . Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Präsenz von 
wenigen (zumeist männlichen) Schlüsselfiguren in gleichzeitig 
mehreren Führungsgremien der wichtigsten Tourismusinstitutionen 
und -verbände (z.B. Verflechtung zwischen DZT, DFV, DIRG und 
DTM, zwischen DZT, DEHOGA und BTW, zwischen Lufthansa und 
DZT)? 


Auf die vorgenannten Grundsätze der Verbandstätigkeit wird 
verwiesen. 


12. Welche Zusammensetzung haben 

a) der Initiativkreis Tourismus beim Bundesministerium für Wirt- 
schaft, 

b) die Bund-Länder-Kommission Tourismus, 

und welches Verfahren und welche Kriterien sind für die Auf- 
nahme in diese Gremien maßgeblich? 

Wie hoch ist der Anteil der Männer in diesen Gremien? 


Zu a) 

Neben dem Bundesministerium für Wirtschaft sind ständige Mit- 
glieder des Initiativkreises die Deutsche Zentrale für Tourismus, 
der Deutsche Industrie- und Handelstag, der Deutsche Fremden- 
verkehrsverband, der Deutsche Bäderverband, der Deutsche 
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Städte- und Gemeindebund, der Deutsche Städtetag sowie der 
Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft. Je nach 
Tagesordnung können weitere Teilnehmer eingeladen werden. 
Kriterium für die Aufnahme in dieses Gremium ist die fachliche 
Vertretung. Bisher waren 70 bis 80 % der Teilnehmer der o. g. In- 
stitutionen Männer. 

Zu b) 

Der Bund-Länder-Ausschuß Tourismus setzt sich unter aus- 
schließlich fachlichen Gesichtspunkten zusammen aus den für 
Tourismus zuständigen Referatsleitern des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und der Länderwirtschaftsministerien, hat daher 
17 Mitglieder, unter denen derzeit zwei Frauen sind. 


Arbeitsbedingungen für Frauen im Inlandstourismus 

1 3 . Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über Maßnahmen 
zur Erhöhung des Anteils von Frauen in Führungspositionen bei 
privaten Tourismusuntemehmen vor? 


Der Bundesregierung liegen hierüber keine Erkenntnisse vor. 


14 . Welche Unternehmen der Beherbergungs- und Gaststättenbranche, 
der Reiseveranstalterinnen und Reiseveranstalter, der Reisebüros, 
der Verkehrsuntemehmen sowie weiterer Tourismusuntemehmen 
haben Wettbewerbe für „frauenfreundliche" bzw. „familien- 
freundliche" Betriebe (im Hinblick auf Frauen als Beschäftigte) ge- 
wonnen? 

Falls Einzelaufzählung nicht möglich ist, wie hoch ist der Anteil der 
bei diesen Wettbewerben ausgezeichneten Betriebe aus der Tou- 
rismusbranche an der Gesamtzahl der ausgezeichneten Betriebe? 


Bei den Bundeswettbewerben „Der familienfreundliche Betrieb" 
1993 und 1996 wurde je eine Auszeichnung an einen Klein-, Mit- 
tel- und Großbetrieb vergeben. Unter den Preisträgern befanden 
sich keine Unternehmen der Tourismusbranche. 


15. Auf welche Weise unterstützt die Bundesregierung alternative 
Arbeitszeitmodelle im Hotel- und Gaststättengewerbe, die an die 
Doppelbelastung von Berufstätigen und Erziehenden angepaßt 
« sind? 


Die Bundesregierung hat in Übereinstimmung mit den Sozial- 
partnern (BDA, DGB, DAG) mehrfach die Notwendigkeit einer 
umfassenden Aktion aller Verantwortlichen in Gesellschaft und 
Politik für eine Weiterverbreitung flexibler, den Interessen der 
Arbeitnehmer angepaßter Arbeitszeitmodelle unterstrichen. Die 
Bestrebungen der Sozialpartner, bei denen in erster Linie die 
Verantwortung für die Bereitstellung von mobilen Arbeitsplätzen 
liegt, werden von der Bundesregierung durch eine umfassende 
Öffentlichkeitsarbeit, die Verbesserung des Beratungsangebots 
für kleine und mittlere Unternehmen und durch praxisbegleitende 
Forschungsprojekte unterstützt. 
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Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
fördert z. B. seit 1994 ein Modellprogramm mit dem Ziel, die 
Informations- und Beratungsangebote für Klein- und Mittel- 
betriebe zu Fragen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
verbessern. Durch die modellhafte Einrichtung eines bundes- 
weiten Netzwerkes von Beratungsstellen bei vier Handwerks- 
kammern, bei zwei Industrie- und Handelskammern sowie einem 
Bildungswerk der Wirtschaft werden kleine und mittlere Betriebe 
mit bis zu ca. 250 Beschäftigten auf die Möglichkeiten, Bedin- 
gungen und Auswirkungen von famüienbezogenen Maßnahmen 
hingewiesen. Im Rahmen des Modellprogramms wurden auch 
Betriebe aus dem Hotel- und Gaststättengewerbe beraten. 

Ferner hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend eine Handreichung „Familienfreundliche Maßnah- 
men im Betrieb" für Unternehmensleitungen und Arbeitnehmer- 
vertretungen entwickelt. Das Handbuch informiert über die Viel- 
zahl familienfreundlicher Maßnahmen, es zeigt ihre praktischen 
Anwendungsmöglichkeiten und gibt Hinweise, was bei ihrer Ein- 
führung zu bedenken ist. Das Handbuch steht auch für das Hotel- 
und Gaststättengewerbe zur Verfügung. 

Die Notwendigkeit für eine über die oben genannten Maßnahmen 
hinausgehende finanzielle Förderung mobiler Arbeitszeitmodelle 
wird dagegen von der Bundesregierung mit Ausnahme der För- 
derung eines gleitenden Übergangs älterer Arbeitnehmer in den 
Ruhestand verneint. Auch branchenbezogene Hilfen werden von 
der Bundesregierung abgelehnt. 


16. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung Kinderbetreuungs- 
stätten, die auf die besondere Situation der früh am Morgen be- 
ginnenden und spät am Abend endenden Arbeitszeiten im Hotel- 
und Gaststättengewerbe eingerichtet sind, und werden diese im 
Rahmen von Modellprojekten oder mittels besonderer Förderpro- 
gramme unterstützt? 


Die Entwicklung der letzten zehn Jahre geht dahin, daß sich eine 
größere Zahl von Tageseinrichtungen für Kinder zunehmend auf 
die Bedürfnisse von Kindern und Familien einstellt und bedarfs- 
gerechte Öffnungszeiten anbietet. In den neuen Bundesländern 
waren und sind ohnehin relativ lange Betreuungszeiten üblich. 

Allerdings ist der Bundesregierung nicht bekannt, ob es Tages- 
einrichtungen gibt, die sich speziell auf die Situation der zum Teil 
früh am Morgen beginnenden und spät am Abend endenden Ar- 
beitszeiten im Hotel- und Gaststättengewerbe einstellen. Dazu ist 
grundsätzlich festzustellen, daß ein von den üblichen Betreu- 
ungszeiten deutlich abweichender Bedarf, etwa abends nach 
18 Uhr, durch Tages einricht ungen nur in begrenztem Umfang 
auf gefangen werden kann, da es sich in der Regel nur um einzelne 
Kinder handelt und deren institutionelle Betreuung zu kosten- 
aufwendig wäre. In solchen Fällen steht mit der Tagespflege im 
Sinne von § 23 SGB VIII eine die Tageseinrichtungen ergän- 
zende und - auch zeitlich - individuell auszugestaltende Be- 
treuungsform zur Verfügung. 
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Die Bundesregierung hat die Entwicklung bedarfsgerechter For- 
men der Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen durch 
mehrere Modellversuche unterstützt, insbesondere durch das 
Projekt „Orte für Kinder“. Besondere Förderprogramme der Bun- 
desregierung existieren in diesem Bereich nicht, da Tageseinrich- 
tungen für Kinder in die Zuständigkeit von Ländern und Gemein- 
den fallen. 


1 7 . Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung das Lohnniveau im 
Hotel- und Gaststättengewerbe 

a) in der untersten Tarifgruppe für angelernte Beschäftigte, aufge- 
schlüsselt nach den neuen und den alten Bundesländern, 

b) in der mittleren Tarif gruppe für Beschäftigte mit Ausbildung, 

c) im Median für alle Beschäftigten - auch die nicht tariflich ge- 
bundenen - aufgeschlüsselt nach den neuen und den alten 
Bundesländern? 


Die Tarifverträge für das Hotel- und Gaststättengewerbe werden 
regional unterschiedlich abgeschlossen. So beträgt z. B. der Tarif- 
lohn für festbesoldetes Personal nach dem Tarifvertrag für das 
Land Baden-Württemberg, gültig ab 1. Januar 1997, in der unter- 
sten Entgeltgruppe bei einer Regelarbeitszeit von 39 Wochen- 
stunden oder 169 Monatsstunden 2 233 DM (Küchenhilfspersonal, 
angelerntes Servierpersonal in den ersten drei Jahren der Tätig- 
keit im Service, Büffettkassierer/ -innen sowie Verkäufer/ -innen 
als Anfänger im ersten Berufsjahr, Fahrstuhlführer/-innen, unge- 
lerntes Hilfspersonal, Garderobiers, Toilettenwärter/ -innen, son- 
stiges ungelerntes Hilfspersonal). 

Das umsatzbeteiligte Servierpersonal erhält in der untersten 
Gruppe einen Garantielohn von 2 155 DM (Commis und Servier- 
gehilfen/ -innen im ersten Gehilfenjahr, angelerntes Servierper- 
sonal in den ersten drei Jahren der Tätigkeit im Service). Die auf 
Umsatzbeteiligung beschäftigten Arbeitnehmer/ -innen (Umsatz- 
beteiligte) erhalten als Entlohnung mindestens 11,3 % des aus- 
schließlich von ihnen selbst getätigten Umsatzes aus dem Verkauf 
von Speisen, Getränken, sonstigen Waren oder Leistungen. 

In der mittleren Gruppe, so z.B. für Hotelsekretäre/-innen, 
Buchhalter/-innen, Lagerbuchhalter/- innen, Kassierer/ -innen, 
Betriebsassistenten/-innen, Allein- sowie selbständig arbeitende 
Köche, Köchinnen und Konditoren, Küchenmetzger/-innen, 
Alleinkellner/-innen, Revier- und Zimmerkellner/ -innen ohne 
Gehilfen sowie Servierer/ -innen (sämtliche gelernt) beträgt das 
Entgelt für festbesoldetes Personal 3 092 DM, für das umsatz- 
beteiligte Personal 2 590 DM (Alleinkellner/-innen, Revier- und 
Zimmerkellner/ -innen ohne Gehilfen sowie Servierer/-innen, un- 
gelerntes Servierpersonal nach mindestens vierjähriger Tätigkeit 
im Service). 

Nach dem Entgelttarifvertrag für das Hotel- und Gaststättenge- 
werbe in Sachsen, gültig ab 1. März 1997, beträgt das Entgelt in 
der untersten Entgeltgruppe bei einer regelmäßigen monat- 
lichen Arbeitszeit von 173,5 Stunden für Arbeitnehmer/-innen 
mit Tätigkeiten, die keine bzw. geringe fachliche Kenntnisse er- 
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fordern, die durch Anleitung erworben werden, 1 778 DM 
(Hausdiener/-innen, Küchenhilfen, Servierhilf en/Abräumer/-in- 
nen, Reinigungskräfte). 

In der mittleren Gruppe für Fachkräfte mit abgeschlossener Be- 
rufsausbildung im Tätigkeitsberuf und angelernte Kräfte bei 
gleichartiger und gleichwertiger Tätigkeit in dem entsprechenden 
Gastgewerbeberuf und mindestens fünfjähriger Tätigkeit im ent- 
sprechenden Tätigkeitsbereich 2 109 DM, ab dem dritten Jahr der 
Tätigkeit 2 200 DM (Koch/Köchin, Restaurantfachfrau/-mann, 
Hotelf achfrau/-mann, Hotelkauffrau/-mann, Hausdame/ -herr, 
Fleischer/-in, Bäcker/-in, Konditor/- in, Sekretär/-in, Haustech - 
niker/-in). 

Bei Umsatzbeteiligung ist ein Garantielohn von 85 % des Tarif- 
entgeltes der jeweiligen Bewertungsgruppe zu zahlen. Die Um- 
satzbeteiligung beträgt mindestens 10 % vom Nettoumsatz. 

Zu Teil c) der Frage können keine Angaben gemacht werden, da 
die Tarifverträge in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich 
strukturiert sind. 


18. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der 
Frauen an den folgenden unterschiedlich sozial abgesicher- 
ten Arbeitsplätzen in der Tourismusbranche - jeweils auf geschlüsselt 
nach den Bereichen Hotel- und Gaststättengewerbe, Reisebüros, 
Reiseveranstalterinnen und Reiseveranstaltern: 

a) Vollzeitarbeitsplätze, 

b) Teilzeitstellen, 

c) saisonal befristete Arbeitsplätze, 

d) sozialversicherungslose Beschäftigungen (sog. 610-DM-Jobs)? 


Zu a) undb) 

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus (siehe Tabelle 1) waren in 
Deutschland im Frühjahr 1995 im Hotel- und Gaststättengewerbe 
insgesamt rund 1 Million Personen erwerbstätig bei einem Frauen- 
anteil von 58 %. Bei den Vollzeiterwerbstätigen entspricht der Frau- 
enanteil in etwa dem der Männer, die Teilzeiterwerbstätigkeit im 
Gastgewerbe wird allerdings zu 80 % von Frauen übernommen. 

In Reisebüros und bei Reiseveranstaltern waren zum gleichen 
Zeitpunkt 94 000 Personen erwerbstätig, wobei hier der Frauen- 
anteil mit 65 % höher lag als im Gastgewerbe. Allerdings betrug 
der Frauenanteil an der Völlzeiterwerbstätigkeit nur 60 %, wo- 
hingegen die Teilzeitarbeitsplätze zu 85 % von Frauen über- 
nommen wurden. 


Tabelle 1 

Erwerbstätige in der Tourismusbranche 1995 - in 1 000 - 


Merkmal 


Insgesamt 

Männer 

Frauen 

Gastgewerbe 

Vollzeit 

791 

390 

401 


Teilzeit 

246 

49 

197 


Zusammen 

1036 

439 

598 

Reisebüros und 

Vollzeit 

75 

29 

45 

Reiseveranstalter 

Teilzeit 

19 

3 

16 


Zusammen 

94 

32 

61 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus im Frühjahr 1995. 
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Zuc) 

Zahlen zur Anzahl der saisonal befristeten Arbeitsplätze in der 
Tourismusbranche hegen aus der amtlichen Statistik nicht vor. 

Zu d) 

Zum Frauenanteil an den sozialversicherungsfrei Beschäftigten im 
Gastgewerbe liegen Ergebnisse aus einer vom Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung in Auftrag gegebenen Stu- 
die zur sozialversicherungsfreien Beschäftigung für das Jahr 1992 
vor (siehe Tabelle 2). Demnach wurde die sozialversicherungsfreie 
Beschäftigung im Gastgewerbe überwiegend von Frauen - der 
Frauenanteil betrug 72 % - ausgeübt. 


Tabelle 2 

Sozialversicherungsfrei Beschäftigte im Gastgewerbe 1992 



Insgesamt 

absolut 

Frauen 

absolut 

Frauenanteil 
in v. H. 

Alte Bundesländer 

264 000 

189 000 

72 

Neue Bundesländer 

21000 

16 000 

76 

Deutschland 

285 000 

205 000 

72 


Quelle: ISG-Studie „Sozialversicherungsfreie Beschäftigung", Wiederholungsun- 
tersuchung 1992. 


19. Wie hoch ist der Anteil der saisonal befristeten und der sozialver- 
sicherungslosen Beschäftigten (weiblich und männlich) an der Ge- 
samtzahl der Beschäftigten im Hotel- und Gaststättengewerbe? 

Die Zahl der im Gastgewerbe saisonal befristeten Beschäftigten ist 
nicht bekannt. Diese Beschäftigten sind in unbekanntem Umfang 
sowohl durch den Mikrozensus als auch durch die ISG-Studie er- 
faßt. Ihr Anteil an den Beschäftigten insgesamt im Gastgewerbe 
kann daher nicht berechnet werden. 

Desgleichen können die Ergebnisse zur Anzahl der sozialver- 
sicherungsfrei Beschäftigten im Gastgewerbe nicht direkt ins 
Verhältnis zu den Mikrozensus-Ergebnissen der Erwerbstätigen 
im Gastgewerbe gesetzt werden. Neben dem oben ange- 
sprochenen Überschneidungs- bzw. Bereinigungsproblem behin- 
dern hier weitere Unterschiede in den Erhebungsmethoden und 
Abgrenzungen eine seriöse Berechnung. 

20. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um die Zahl der 
sozialversicherungslosen Beschäftigungen im Gastgewerbe, die in 
den vergangenen fünf Jahren um ca. 100 000 gestiegen ist, in so- 
zialversicherte und tariflich abgesicherte Beschäftigungen zu über- 
führen? 


Die Position der Bundesregierung ist eindeutig. Die sozialver- 
sicherungsfreie Beschäftigung sollte nur die Ausnahme, die Regel 
muß - auch bei Teilzeitarbeit - die versicherungspflichtige Be- 
schäftigung sein. Sie verkennt dabei nicht, daß gerade im Gast- 
und Beherbergungsgewerbe beispielsweise saisonbedingte Auf- 
tragsspitzen zu bewältigen sind, die den Einsatz geringfügig Be- 
schäftigter rechtfertigen können. Die Bundesregierung hat immer 
wieder an alle Beteiligten Appelle gerichtet, mit dem Instrument 
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der sozialversicherungsfreien Beschäftigung verantwortlich um- 
zugehen. Sie hat den Kampf gegen Mißbrauch in diesem Bereich 
in den Vordergrund gestellt. Als Instrumente der Mißbrauchs- 
bekämpfung sind zu nennen: 

— Pflicht zur Führung von Lohnunterlagen für geringfügig Be- 
schäftigte, 

— Einführung des Sozialversicherungsausweises und 

— Meldepflicht für geringfügig Beschäftigte. 

Für Beschäftigte im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe be- 
steht die Pflicht, den Sozialversicherungsausweis mitzuführen. 
Zudem ist in den Fällen der Mitführungspflicht der Sozialver- 
sicherungsausweis mit einem Lichtbüd ausgestattet. 

Ferner hat das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
1997 eine zweite Wiederholungsuntersuchung zur „sozialver- 
sicherungsfreien Beschäftigung" beim Institut für Sozialforschung 
und Gesellschaftspolitik in Auftrag gegeben, um gesicherte Daten 
über Umfang, Struktur und Entwicklung der geringfügigen Be- 
schäftigung zu erlangen. 

21. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der ta- 
rifvertraglich geregelten Arbeitsplätze an der Gesamtzahl der Ar- 
beitsplätze im Hotel- und Gaststättengewerbe differenziert nach 
den neuen und den alten Bundesländern? 


Im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe bestehen 25 Tarif- 
bereiche mit Branchentarifverträgen, in denen rund 786 000 Ar- 
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen beschäftigt sind (in den al- 
ten Bundesländern 16 Tarif bereiche mit 736 000 Arbeitneh- 
mem/-innen, in den neuen Bundesländern neun Tarifbereiche mit 
rund 50 000 Arbeitnehmern/ -innen). 


22. Teilt die Bundesregierung aufgrund der Erkenntnisse aus den Ant- 
worten zu den o. a. Fragen die Ansicht, daß die Tourismusbranche - 
und darin insbesondere das Hotel- und Gaststättengewerbe - zu 
den Branchen mit besonderer Benachteiligung von Frauen in Form 
von prekären Beschäftigungsverhältnissen gehört? 


Es wird auf die Beantwortung der Fragen 19 und 20 verwiesen. 


23. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um die soziale 
Absicherung von Frauen, insbesondere im Beherbergungs- und 
Gaststättengewerbe, zu verbessern? 


Es wird auf die Antwort zu der Frage 20 verwiesen. 


24. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung gegen die im 
Hotel- und Gaststättengewerbe zunehmende Scheinselbständig- 
keit? 


Die Bundesregierung nimmt die Problematik der „Schein- 
selbständigkeit" sehr ernst. Da bislang keine ausreichend siche- 
ren Daten über die Größenordnung der „Scheinselbständigkeit" 
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Vorlagen, hat das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit (IAB) für das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung das Forschungsprojekt „Freie Mitar- 
beiter und selbständige Einzeluntemehmen mit persönlicher und 
wirtschaftlicher Abhängigkeit (, Scheinselbständige')" durchge- 
führt, um Qualität und Quantität dieses Phänomens zu ermitteln. 
Die jetzt vorliegenden Ergebnisse der IAB-Untersuchung machen 
die Prüfung der Notwendigkeit gesetzgeberischer Initiativen nicht 
entbehrlich. Zur Aufdeckung von Scheinselbständigkeit hat die 
Bundesregierung bisher zahlreiche Initiativen ergriffen, wie z. B. 
die seit 1995 vorgesehene regelmäßige Übermittlung von Gewer- 
beanzeigen an die Einzugsstellen oder die seit Mitte 1996 ver- 
besserten Prüfungsbefugnisse nach der Beitragsüberwachungs- 
verordnung. Die zuständigen Sozialversicherungsträger sind auf- 
gerufen, der Scheinselbständigkeit konsequent und verstärkt 
entgegenzutreten. 

Im übrigen kann aus den Untersuchungen des IAB/BMA nicht 
geschlossen werden, daß die Scheinselbständigkeit im Hotel- und 
Gaststättengewerbe zugenommen hat. 


Frauen und Fördermittel im internationalen Tourismus 

25. Bei welchen der in den Anlagen 1 bis 5 in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die drei Kleinen Anfragen Internationaler Tourismus 
(Drucksache 13/7321) aufgeführten Tourismusförderprojekten 
(TRANSFORM-Programm, Deutsche Investitions- und Entwick- 
lungsgesellschaft DEG, Weltbankgruppe, regionale Entwicklungs- 
banken, Europäische Kommission, Europäische Investitionsbank) 
waren Frauen zum Zeitpunkt der Förderung in der Geschäfts- 
führung? 


Angaben über Frauen in der Geschäftsführung für die von der 
DEG und multilateralen Entwicklungsorganisationen geförderten 
Tourismusprojekte liegen der Bundesregierung nicht vor. 


26. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, damit in Zukunft 
die im Rahmen der multilateralen Förderprogramme vergebenen 
Mittel für die Tourismusentwicklung an die gleichberechtigte Be- 
teiligung von Frauen in Führungspositionen geknüpft werden? 


Die gleichberechtigte Beteiligung von Frauen und Männern am 
Entwicklungsprozeß ist eine Querschnittsaufgabe der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit. Bei Förderprogrammen multilate- 
raler Institutionen setzt sich die Bundesregierung in den zu- 
ständigen Gremien (Direktorien, Verwaltungsräte, Projektaus- 
schüsse) dafür ein, daß dieser Grundsatz in der Gestaltung von 
Projekten Berücksichtigung findet. 


27. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der Schlüssel zur Stär- 
kung der wirtschaftlichen Eigenständigkeit von Frauen in den sog. 
Entwicklungsländern vor allem in der Förderung kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen liegt und daß die in Drucksache 13/7321 aufge- 
listeten Hotelprojekte der DEG und der Weltbankgruppe dazu un- 
geeignet sind? 

Wenn ja, welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung zur Än- 
derung der Förderrichtlinien? 

Wenn nein, warum nicht? 


13 



Drucksache 13/8312 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Die in Drucksache 13/7321 aufgelisteten Hotelprojekte der DEG 
und der Weltbankgruppe tragen insbesondere durch die von 
ihnen ausgehenden Einkommens- und Beschäftigungseffekte zur 
wirtschaftlichen Entwicklung der Partnerländer bei. Die Bundes- 
regierung sieht den Aufbau einer leistungsfähigen Wirtschafts- 
struktur von kleinen und mittleren Unternehmen als ein wich- 
tiges Feld auch zur Stärkung der wirtschaftlichen Eigenständig- 
keit von Frauen. Das Tourismusgewerbe hat hierbei jedoch keine 
Priorität. 


28. Welche der von der Bundesrepublik Deutschland geförderten Pro- 
jekte der Entwicklungszusammenarbeit mit Tourismusbezug haben 
einen Schwerpunkt in der Stärkung der sozialen und ökonomischen 
Stellung von Frauen? 


Aufgrund der Nachrangigkeit des Tourismus in der entwick- 
lungspolitischen Konzeption des Bundes führt die Bundesregie- 
rung keine eigenständigen Tourismusprojekte in Partnerländern 
durch. 


II. Frauen als Touristinnen 

29. Welche Informationen hegen der Bundesregierung bezüglich des 
geschlechtsspezifischen Reiseverhaltens vor, insbesondere im Hin- 
blick auf Reisehäufigkeit, Reiseentfemung, Verkehrsmittelwahl und 
das Verhältnis zwischen Alleinreisenden, Gruppenreisenden und 
Reisenden mit Partner/Partnerin bzw. Familie? 


Das Reiseverhalten ist nicht Bestandteil der amtlichen Tourismus- 
statistik. Daher hegen der Bundesregierung hierüber keine Infor- 
mationen vor. Private Marktuntersuchungen zum Reiseverhalten, 
wie z.B. die Reiseanalyse der Forschungsgemeinschaft Urlaub 
und Reisen, erfassen im Rahmen ihrer Befragungen z. T. auch so- 
ziodemographische Merkmale. Deren kostengebundene Aus- 
wertung ist abhängig von der Marktnachfrage. 


30. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der aus 
dem Ausland nach Deutschland reisenden Frauen an der Gesamt- 
zahl der ausländischen Gäste? 


Der Anteil von Frauen an der Gesamtzahl ausländischer Gäste ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. Die amtüche Beherber- 
gungsstatistik nimmt keine Geschlechtertrennung vor. 


31. Welche speziell auf die Bedürfnisse von Frauen zugeschnittenen 
Angebote wurden von der DZT und den Tourismusverbänden in 
Deutschland entwickelt? 


Die Bedürfnisse von Frauen in bezug auf das touristische Angebot 
in Abhängigkeit von Lebensphase und Lebensform sind sehr he- 
terogen. Das touristische Angebot muß sich - um marktgerecht zu 
sein - an den vielfältigen Interessen von unterschiedlichen Ziel- 
gruppen orientieren. Sowohl im Bereich der Reiseveranstalter und 
-Veranstalterinnen als auch im Gastgewerbe und bei sonstigen 
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touristischen Anbietern und Anbieterinnen sind frauenspezifische 
Angebote zu finden. 


32. Welche frauenspezifischen touristischen Angebote - auch von Pri- 
vatuntemehmen in der Tourismusbranche - wurden mit öffentlichen 
Mitteln gefördert? 


Darüber liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. 


33. Bei welchen der in Frage 1 genannten Förderprogrammen gibt es 
Förderkriterien, die insbesondere auf die Erhöhung eines trauern 
spezifischen touristischen Angebotes zielen, und welche Kriterien 
sind dies? 


Wie bereits ausgeführt, hält die Bundesregierung frauenspe- 
zifische Förderungsmaßnahmen im Bereich der Existenzgrün- 
dungsförderung nicht für angebracht. 

Beim Eigenkapitalhilfeprogramm der Bundesregierung gibt es al- 
lerdings eine dem Gründungsverhalten von Frauen besonders 
entgegenkommende Komponente. Der Mindestförderbetrag von 
5 000 DM und die Mindestinvestitionssumme von 20 000 DM ma- 
chen die Unterstützung auch sehr kleiner Vorhaben möglich, wie 
sie erfahrungsgemäß häufiger von Frauen vorgenommen werden. 

Des weiteren unterstützt die Deutsche Ausgleichsbank, auf Anre- 
gung des Bundes, ERP-Darlehen bis zu 250 000 DM durch eine auf 
1,25 % erweiterte Hausbankmarge und entspricht damit der For- 
derung der Frauen nach geringen Investitionsvorhaben. 


34. Welche Möglichkeiten zur Verbesserung des touristischen Ange- 
botes im Hinblick auf frauenspezifische Belange wurden von der 
Bundesregierung im Rahmen des Branchendialogs und des Tou- 
rismusbeirats beim Bundesministerium für Wirtschaft vorge- 
schlagen? 


Keine, da es nicht Aufgabe dieser Gremien ist, touristische Ange- 
bote zu entwickeln. Dies ist Aufgabe der Tourismusbranche selbst 
und zwar abhängig von der entsprechenden Nachfrage. 


35. Wird sich die Bundesregierung zukünftig gegenüber der Tou- 
rismuswirtschaft für folgende Initiativen einsetzen: 

a) Kampagne des DEHOGA zur Sensibilisierung des Personals in 
Hotels und Gaststätten gegen Belästigung weiblicher Gäste und 
weiblichen Personals durch Männer, 

b) Kampagne des DEHOGA für organisatorische Maßnahmen in 
Hotels zur Erhöhung der Sicherheit von Frauen (z.B.: Frauen- 
etage, hellere Beleuchtung, weibliches Personal für Zimmer- 
service)? 

Wenn nein, warum nicht? 


Rückfragen beim Deutschen Hotel- und Gaststättenverband 
(DEHOGA) ergaben, daß die angesprochenen Kampagnen bisher 
weder durchgeführt wurden noch geplant sind. 

Die Bundesregierung wird die Initiierung derartiger Kampagnen 
auch künftig der Tourismuswirtschaft selbst überlassen. 
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Im übrigen gibt es bereits zahlreiche auf Geschäftsreisen spezia- 
lisierte Hotels in Deutschland, die sich mit gezielten Angeboten, 
die auch Sicherheitsaspekte einschließen, um alleinreisende 
Frauen als Klientel bemühen. 


36. Welche Fälle betrafen nach Kenntnis der Bundesregierung die vier 
im Jahre 1996 vom Deutschen Werberat zu entscheidenden Be- 
schwerden im Zusammenhang mit Werbung im Bereich des Touris- 
mus, und welche Stellungnahme gab der Werberat zu diesen Be- 
schwerden ab? 


Die vier beim Deutschen Werberat im Jahre 1996 eingegangenen 
Beschwerden über Tourismuswerbung führten nicht zu einer 
öffentlichen Rüge. Zwei Fälle betrafen die Darstellung eines Kin- 
des bzw. eines Ausschnittes aus dem Gemälde eines alten Mei- 
sters im Zusammenhang mit Werbemaßnahmen, die aus der Sicht 
des Werberates nicht zu beanstanden waren. In zwei weiteren 
Fällen wurden die Werbemaßnahmen eingestellt bzw. wegen 
nicht zutreffender Darstellung geändert. 


37. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung gegen die weit 
verbreitete Praxis bei Reiseveranstalterinnen und Reisever- 
anstaltern, mit Abbildungen von Frauen zu werben, die das Klischee 
der sexuellen Verfügbarkeit von Frauen nähren? 

38. Gibt es eine freiwillige Selbstverpflichtung der Reiseveranstal- 
terinnen und Reiseveranstalter, solche klischeehaften und diskrimi- 
nierenden Werbeformen einzuschränken, oder wird eine solche 
Selbstbeschränkung von der Bundesregierung angeregt? 


Wenn nein, warum nicht? 


Die Entschließung des Rates der Europäischen Union vom 
5. Oktober 1995 zur „Darstellung der Frau und des Mannes in 
Werbung und Medien", die von der Bundesregierung mitbe- 
schlossen worden ist, will Medien und Werbetreibende zu einer 
Darstellung von Frauen und Männern motivieren, die statt alt- 
hergebrachter Rollenklischees die Vielfalt möglicher Rollen und 
Potentiale beider Geschlechter in allen Bereichen der Gesellschaft 
widerspiegeln. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten werden hierin aufgefordert, 
unter Respektierung der Meinungs- und Pressefreiheit und im 
Rahmen der geltenden Verfassungen sowie der nationalen Sitten 
und Gepflogenheiten die Vermittlungen eines differenzierten und 
realistischen Bildes der Möglichkeiten und Fähigkeiten von 
Frauen und Männern in der Gesellschaft zu fördern. 

Dazu sollen u. a. Kontroll- und Selbstkontrollmaßnahmen in bezug 
auf geschlechtsbedingte Diskriminierungen, Sensibilisierungs- 
kampagnen für Fragen der Chancengleichheit in Bildung und 
Ausbildung sowie eine ausgewogene Teilhabe von Frauen und 
Männern in Führungs- und Entscheidungsfunktionen von Wer- 
bung und Medien gefördert werden. Die Entschließung ermutigt 
die Medien und Werbetreibenden zur Entwicklung von Ver- 
haltenskodices zur freiwilligen Selbstkontrolle in bezug auf die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau. 
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